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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach) 


Der Bericht des Bundesministers des Auswärtigen 
vom 6. Dezember 1965 über die Verfolgung von 
Ansprüchen deutscher unehelicher Kinder gegen- 
über Mitgliedern der in Deutschland stationierten 
ausländischen Streitkräftc ist gemäß § 76 Abs. 2 
der Geschäftsordnung vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 13. Januar 
1966 an den Rechtsausschuß überwiesen worden. 
Der Rechtsausschuß hat diesen Bericht in seiner 
5. Sitzung vom 26. Januar 1966 zustimmend zur 
Kenntnis genommen und schlägt vor, im gleichen 
Sinne zu verfahren, bringt doch der Deutsche Bun- 
destag mit einer zustimmenden Kenntnisnahme 
dieses Berichts insbesondere zum Ausdruck, daß er 
die fortgesetzten Bemühungen der Bundesregierung 
um eine bessere Durchsetzung der besagten An- 
sprüche nachhaltig unterstützt. 

Wenn sich auch die Rechtslage der unehelichen 
Kinder von Mitgliedern der in Deutschland statio- 
nierten ausländischen Streitkräfte durch das NATO- 
Truppenstatut und die dazu getroffenen Zusatzver- 
einbarungen bzw. gegenseitigen Abmachungen 
weithin verbessert hat, so liegt das Hauptproblem 
doch in der Durchsetzbarkeit solcher Ansprüche. 


Hier ergeben sich Schwierigkeiten einmal des- 
halb, weil das Anerkenntnisverfahren während der 
relativ kurzen Militärdienstzeit von zwei Jahren 
teils noch gar nicht in Gang gekommen ist, teils 
durch vorzeitige Versetzungsgesiiche der Soldaten 
verhindert wird, zum anderen, weil nach angel- 
sächsischem Recht der Sold vor der Auszahlung 
nicht pfändbar ist, eine Taschenpfändung fruchtlos 
bleibt und die Vollstreckung in den Herkunfts- 
ländern oft nur schwer möglich ist. Letzteres gilt 
hauptsächlich für die angelsächsischen Länder. 

Der Rechtsausschuß hat zustimmend zur Kenntnis 
genommen, daß durch ergänzende Verwaltungsver- 
einbarungen mit den Militärbehörden angestrebt 
wird, diese zu einer angemessenen Einwirkung auf 
die Schuldner zu veranlassen. Der Rechtsausschuß 
spricht die Bitte aus, daß die Bundesregierung ihre 
Bemühungen in der aufgezeigten Richtung fort- 
setzen, alle Möglichkeiten ausschöpfen und dabei 
auch darauf hinwirken möge, daß den Landes- 
jugendbehörden die Heimatanschriften inzwischen 
schon entlassener Mitglieder der Stationierungs- 
streitkräfte bekanntgegeben werden. 


Bonn, den 11. Februar 1966 


Dr. Hauser (Sasbach) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht des Bundesministers des Auswärtigen 
vom 6. Dezember 1965 betr. Verfolgung von An- 
sprüchen deutscher unehelicher Kinder gegenüber 
Mitgliedern der in Deutschland stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte — Drucksache V/106 — zu- 
stimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 11. Februar 1966 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr. Hauser (Sasbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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